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Einleitung  

Der Verband der Bayerischen Energie - und Wasserwirtschaft e. V. (VBEW) bedankt sich dafür, 

dass er von der Bayerischen Staatskanzlei  an der Verbandsanhörung über den Entwurf eines 

Gesetzes für ein Fünftes Modernisierungsgesetz  Bayern  mit Schreiben vom 26.05.2026 

beteiligt wird.  

Der VBEW ist das Sprachrohr der bayerischen Energie - und Wasserwirtschaft, deren moderne 

und innovative Unternehmen für verlässliche, nachhaltige und regionale Daseinsvorsorge 

stehen. Wir repräsentieren mit unseren über 400 Mitgliedsunternehmen die bayeris che Strom -

, Gas -, Fernwärme -, Wasser - und Abwasserwirtschaft. Zu den Mitgliedsunternehmen zählen 

kleine, mittlere und große Energie - und Wasserversorgungsunternehmen in kommunaler, 

privater oder genossenschaftlicher Eigentümerschaft.  

1. Vorwort  

Der VBEW begrüßt ausdrücklich das Anliegen der Bayerischen Staatsregierung, mit dem 

Fünften Modernisierungsgesetz Bayern weitere Schritte zur Deregulierung und 

Entbürokratisierung im Landesrecht umzusetzen. Gerade für die Unternehmen der Energie - 

und Wasse rwirtschaft, die vielfach parallel eine Vielzahl von Genehmigungs -, Planfeststellungs - 

und Überwachungsverfahren zu bewältigen haben, sind schlanke, verlässliche und 

praxistaugliche Verwaltungsverfahren von zentraler Bedeutung.  

Der Ausbau von Erzeugungsanlagen, Netzen, Speichern sowie der Wasser - und 

Abwasserinfrastruktur erfordert einen ordnungspolitischen Rahmen, der Investitionen 

ermöglicht, Verfahren beschleunigt und zugleich Rechts - und Planungssicherheit 

gewährleistet. Der vorliegende Gesetzentwurf enthält hierzu mehrere begrüßenswerte 

Ansätze, die aus Sicht des VBEW jedoch an einzelnen Stellen ergänzt bzw. konkretisiert werden 

sollten.  

2. Unsere Forderungen  

2.1. § 2 Nr. 7 und 8 –  Änderung des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

(Art. 73, 74 BayVwVfG): Maßgeblicher Zeitpunkt bei 

Planfeststellungsverfahren  

Der VBEW begrüßt die vorgesehene Neuregelung ausdrücklich. Künftig sollen für 

planfeststellungspflichtige Vorhaben die Sach - und Rechtslage sowie der Stand der Technik 

zum Zeitpunkt der Einreichung des Plans maßgeblich bleiben – unabhängig davon, wie lange  

das Verfahren anschließend dauert.  

Dies ist praxisrelevant: Planfeststellungsverfahren sind oft langwierig, und in dieser Zeit ändern 

sich rechtliche Vorgaben und technische Regelwerke nicht selten. Bislang mussten 



 

Seite 3 

Vorhabenträger ihre Antragsunterlagen dann wiederholt nachbessern, was zu Verzögerungen 

und erheblichen Mehrkosten führte. Die neue Stichtagsregelung beendet diese Unsicherheit 

und stärkt die Planungs - und Investitionssicherheit spürbar.  

Ergänzend hierzu begrüßt der VBEW auch die Einführung des Sicherungsbescheids (Art. 42b 

BayVwVfG -E) für „normale" Genehmigungsverfahren außerhalb der Planfeststellung. Dieser 

sichert Antragstellern, die vollständige Unterlagen eingereicht haben, ebenfalls ab, dass sich 

die maßgebliche Sach - und Rechtslage nicht mehr zu ihren Lasten verschiebt.  

VBEW -Forderung:  

Damit die Stichtagsregelung ihre volle Wirkung entfaltet, sollte behördlicherseits auch der 

Umfang der einzureichenden Antragsunterlagen frühzeitig und verbindlich festgelegt werden. 

Andernfalls besteht die Gefahr, dass zwar die materiellen Anforderungen e ingefroren sind, 

Vorhabenträger aber dennoch im Laufe des Verfahrens immer wieder um Ergänzungen oder 

Nachweise gebeten werden – und sich Verzögerungen so lediglich auf eine andere Ebene 

verlagern.  

2.2. § 28 Nr. 1 –  Änderung des Bayerischen Wassergesetzes (Art. 60 BayWG): 

Überwachung von Kleinkläranlagen  

Kleinkläranlagen leisten insbesondere im ländlichen Raum einen wesentlichen Beitrag zur 

Abwasserentsorgung. Aus Sicht der bayerischen Wasserversorger sind ihre ordnungsgemäße 

Errichtung, Wartung und Überprüfung zugleich ein zentraler Baustein des vorbeugen den 

Grundwasser - und Trinkwasserschutzes – gerade in Wasserschutzgebieten.  Vor diesem 

Hintergrund bewertet der VBEW die vorgesehenen Änderungen differenziert:  

a) Verlängerung der regelmäßigen Prüffrist von vier auf sechs Jahre  

Die Verlängerung der „Belohnungsfrist“ für mängelfrei betriebene Anlagen von vier auf sechs 

Jahre wird als akzeptabel bewertet. Sie stellt eine sachgerechte Entlastung derjenigen 

Betreiber dar, die ihre Anlagen ohnehin regelmäßig – in der Regel halbjährlic h – durch 

Fachfirmen warten und kontrollieren lassen. Die kontinuierliche fachgerechte Wartung nach 

den einschlägigen technischen Regelwerken (u. a. DWA -A 221) sowie die Möglichkeit 

anlassbezogener außerordentlicher Prüfungen gewährleisten weiterhin ein an gemessenes 

Schutzniveau.  

Auch die vorgesehene Regelung zum Betreiberwechsel (Verkürzung einer verlängerten 

Prüffrist auf zwei Jahre ab Wechselzeitpunkt sowie die Anzeigepflicht in Textform innerhalb 

von drei Monaten) wird ausdrücklich begrüßt, da sie sicherstellt, dass neue Betrei ber zeitnah in 

die regelmäßige Überprüfung einbezogen werden.  

b) Erstmalige Bescheinigung von Neuanlagen erst nach drei Jahren  
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Die vorgesehene Regelung, wonach die erstmalige Bescheinigung nach einer Bauabnahme erst 

nach drei Jahren vorzulegen ist, lehnt der VBEW hingegen ab.  Der in der Gesetzesbegründung 

gezogene Vergleich mit der Hauptuntersuchung eines fabrikneuen Kraftfahrzeugs greift aus 

fachlicher Sicht zu kurz: Kleinkläranlagen werden – anders als serienmäßig gefertigte und 

werkseitig geprüfte Fahrzeuge – individuell vor Ort errichtet und stellen kei n separat werkseitig 

geprüftes und abgenommenes Bauteil dar. Die konkrete Einbausituation, die Dichtheit, die 

hydraulische Anbindung sowie das Zusammenspiel der einzelnen Komponenten können erst 

am Einbauort abschließend beurteilt werden.  

VBEW -Forderung:  

Im Sinne eines wirksamen vorbeugenden Grundwasser - und Trinkwasserschutzes sollten neue 

Kleinkläranlagen weiterhin bei Inbetriebnahme durch einen Sachverständigen abgenommen 

werden. Dies umfasst insbesondere die Dichtheitsprüfung sowie weitere Kontrollen u nd 

Prüfungen der maßgeblichen Anlageneigenschaften. Erst im Anschluss an eine solche fachliche 

Abnahme erscheint eine verlängerte Frist bis zur nächsten Regelüberprüfung sachgerecht.  

2.3. § 28 Nr. 3 –  Änderung des Bayerischen Wassergesetzes (Art. 77 BayWG ): 

Zuständigkeit für die Erhebung der Wassernutzungsgebühr  

Der VBEW bewertet die vorgesehene Aufhebung von Art. 77 BayWG und die damit verbundene 

Verlagerung der Zuständigkeit für die Festsetzung der Wassernutzungsgebühr auf die 

Regierungen (als die für die Zulassung der gebührenpflichtigen Nutzung zuständigen Beh örden 

gemäß Art. 63 Abs. 2 BayWG) sowie den kassenmäßigen Vollzug durch die Staatsoberkasse 

Bayern als sachgerecht und unkritisch.  

Es handelt sich um eine reine Verlagerung von Verwaltungszuständigkeiten, die sich vor dem 

Hintergrund der jüngsten Änderungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) auch fachlich 

schlüssig einfügt und zur Verfahrensvereinfachung beiträgt.  
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München, 07.07.2026  

 

    

Marian Rappl       Florian Mattner  

Hauptgeschäftsführer     Hauptgeschäftsführe  
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